
zog er sieh insbesondere auf einen Führungsbericht der 
zuständigen Strafvollzugsanstait.
Durch Beschluß vom 11. Mai 1962 lehnte die Strafkam­
mer des Kreisgerichts den Antrag auf Gewährung be­
dingter Strafaussetzung ab. Sie führte zur Begründung 
ihrer Entscheidung insbesondere aus, daß die bisher er­
folgte Teilverbüßung beim Verurteilten noch keinen Er­
ziehungserfolg erreicht habe und daß — wie aus dem 
Schreiben der Strafvollzugsanstait hervorgehe — von 
einer Umerziehung des Verurteilten noch nicht gespro­
chen werden könne. Dem Staatsanwalt könne mit Rück­
sicht auf den bei den Akten befindlichen Ermittlungs­
belicht über die Situation im Elternhaus des Verurteil­
ten auch nicht darin gefolgt werden, daß die weitere 
Erziehung .des Verurteilten von dessen Eltern wirksam 
übernommen werden könne. Der vom Staatsanwalt ein­
gereichte Antrag müsse daher als verfrüht und unbe­
gründet zurückgewiesen werden.
Gegen diesen Beschluß hat der Staatsanwalt des Kreises 
rechtzeitig Beschwerde eingelegt. Er beantragt, dem Ver­
urteilten unter Aufhebung des angefochtenen Beschlusses 
mit Wirkung vom 15. Juni 1962 gemäß § 346 StPO be­
dingte Strafaussetzung unter Festsetzung einer zwei­
jährigen Bewährungsfrist zu gewähren.
Die Beschwerde hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die angefochtene Entscheidung wird den in der der­
zeitigen Periode unserer gesellschaftlichen Entwicklung 
an die Voraussetzungen der Entscheidungen über be­
dingte Strafaussetzungen zu stellenden Anforderungen 
nicht gerecht. Sie ist insbesondere nicht dazu angetan, 
die Eigenverantwortlichkeit dos Gerichts als des für die 
Gewährung bedingter Strafaussetzung allein verant­
wortlichen staatlichen Organs zu stärken. Dies wird 
insbesondere daran deutlich, daß das Kreisgericht an 
Stelle einer eigenverantwortlichen sorgfältigen Prüfung 
der die Gewährung bedingter Strafaussetzung rechtfer­
tigenden Voraussetzungen sich darauf beschränkt, die 
widersprüchlichen Schlußfolgerungen des Leiters der 
Strafvollzugsanstalt zu übernehmen.
Aus dem Schreiben des Leiters der Strafvollzugsanstait 
geht hervor, daß die Führung und die Arbeitsleistungen 
des Verurteilten gut und Anzeichen vorhanden sind, 
daß er seine Tat bereut. Es wird weiterhin ausgeführt, 
daß ein derartiges Verhalten von jedem Strafgefange­
nen verlangt werde und nur äußerst ungewöhnliche 
Leistungen eine bedingte Strafaussetzung nach § 346 
StPO rechtfertigten; im Hinblick auf die kurze Zeit der 
bisherigen Strafverbüßung könne von einer Umerzie­
hung des Verurteilten noch nicht gesprochen werden. 
Mit einer solchen schematischen Betrachtungsweise, die 
sich das Kreisgericht zu eigen machte, wird der erziehe­
rische Wert einer mehrmonatigen Strafverbüßung 
negiert und werden an die Entwicklung des Bewußt­
seinsstandes des Strafgefangenen Anforderungen ge­
stellt, die der gesellschaftlichen Wirklichkeit wider­
sprechen. Es wird insoweit verkannt, daß die Einstellung 
eines Strafgefangenen zu der ihm übertragenen Arbeit 
ein entscheidendes Kriterium für die Beantwortung des 
in der Umerziehung des Strafgefangenen erreichten 
Fortschritts darstellt und unter diesem Gesichtspunkt 
gute Führung und Arbeitsleistungen keinesfalls als 
etwas Selbstverständliches anzusehen sind.
Darüber hinaus drückt sich das undialektische Heran­
gehen des Kreisgerichts an eine sorgfältige Prüfung der 
die Gewährung bedingter Strafaussetzung begründen­
den Voraussetzungen auch darin aus, daß es zur Ableh­
nung des Antrags des Staatsanwalts des Kreises aus­
führt, im Elternhause des Verurteilten seien die Vor­
aussetzungen für seine geordnete Erziehung nicht ge­
geben. Wenn sich das Kreisgericht hierbei auf den bei 
den Akten befindlichen Ermittlungsbericht des Ab­
schnittsbevollmächtigten der Volkspolizei bezieht, so 
wird einmal übersehen, daß dieser in sich Widerspruchs-.

volle Ermittlungsbericht nicht geeignet ist, als Grund­
lage für die vom Kreisgericht zu treffende Entschei­
dung zu dienen. Ohne die Einflüsse, denen ein relativ 
junger Bürger in seiner häuslichen Umgebung aus­
gesetzt ist, negieren zu wollen, muß darauf hingewiesen 
werden, daß sich das Antlitz des neuen Menschen unter 
unseren sozialistischen Bedingungen im wesentlichen 
im Prozeß der täglichen Arbeit formt. Demnach muß, 
wie bereits oben angedeutet, bei der Prüfung der Ge­
währung bedingter Strafaussetzung vorrangig unter­
sucht werden, wie sich der Verurteilte bisher im Pro­
duktionsprozeß verhalten hat, weil sich hieraus wert­
volle Rückschlüsse für die Einschätzung seines Bewußt­
seinsstandes ergeben. Diese wichtige Frage ist bei der 
kreisgerichtlichen Entscheidung jedoch unberücksichtigt 
geblieben.
Ihre Beachtung hätte ergeben, daß der Verurteilte — 
wie sich aus der Beurteilung des VEB T. ergibt — die 
ihm übertragenen Arbeiten bisher zur Zufriedenheit 
ausführte, wobei er als Kfz.-Schlosser fast alle Repara­
turen am Fahrzeug selbst vomahm, ein gutes kollegiales 
Verhalten zeigte, den anderen Arbeitskollegen Unter­
stützung und Hilfe gab und eine gute Arbeitsdisziplin 
zeigte sowie am Brigadeleben rege beteiligt war. Her­
vorhebenswert ist weiter, daß sich der Angeklagte frei­
willig bereit erklärte, drei Monate lang auf der Sonder­
baustelle G. zu arbeiten. Bei einer derartig positiven 
Einschätzung der Einstellung des Verurteilten zur Arbeit 
sind im Zusammenhang mit den von ihm in der Straf­
vollzugsanstalt gezeigten guten Arbeitsleistungen ent­
gegen der Auffassung des Kreisgerichts durchaus die 
Voraussetzungen für die Gewährung bedingter Straf­
aussetzung gegeben.
Hinzu kommt, daß die in dem erwähnten Ermittlungs­
bericht gegebene Einschätzung der Situation im Eltern­
haus des Verurteilten in wesentlichen Punkten offen­
sichtlich unrichtig ist, wie sich dies aus den in dieser 
Hinsicht vom Beschwerdeführer angestellten weiteren 
Ermittlungen ergibt.
Nach alledem sind durchaus die Voraussetzungen ge­
geben, die es rechtfertigen, dem Verurteilten bedingte 
Strafaussetzung zu gewähren.
Der Senat hat daher gemäß §300 StPO auf dieBeschwerde 
des Staatsanwalts den Beschluß des Kreisgerichts vom 
15. Mai 1962 aufgehoben und dem Verurteilten in An­
wendung des § 346 StPO mit Wirkung vom 15. Juni 1962 
bedingte Strafaussetzung unter Festsetzung einer zwei­
jährigen Bewährungszeit bewilligt.

Zivilrecht
§§ 256, 322 ZPO; §§ 823, 831, 847 BGB.

Ist ein rechtskräftiges Feststeilungsurteil ergangen, daß 
der Halter eines Kraftfahrzeuges, durch das ein Unfall 
verursacht worden ist, dem dadurch Geschädigten allen 
hierdurch entstandenen Schaden zu ersetzen hat, so ob­
liegt dem Halter der Ersatz allen beweisbaren Schadens 
nicht nur im Rahmen des KFG, sondern auch des BGB, 
einschließlich des Schmerzensgeldes (§ 847 BGB). Eine 
Einrede nach § 831 BGB kann in dem späteren Lei­
stungsprozeß nicht mehr berücksichtigt werden.
OG, Urt. vom 10. April 1962 - 2 Uz 4/62.

Der Kläger hat am 12. April 1958 durch einen vom 
Fahrer der Verklagten gelenkten Lastkraftwagen einen 
Unfall erlitten.
Auf seine Feststellungsklage hat das Bezirksgericht das 
Berufungsurteil vom 1. Oktober 1959 erlassen:

„Es wird festgestellt, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
dem Kläger jeden Schaden zu ersetzen, der ihm aus 
dem Unfall vom 12. April 1958 in St. entstanden ist 
und noch entstehen wird.“
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